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Vorwort 

Die vorliegende Abhandlung stellt die Fassung eines Rechtsgutach-
tens dar, das der Unterzeichnete für die Frankfurter  Sparkasse von 1822 
erstattet hat. 

Die Publizierung in einer Schriftenreihe  für öffentliches  Recht recht-
fertigt  sich namentlich aus zwei Gründen: Zum einen wi r f t  der Rechts-
status der Freien Sparkassen grundlegende Probleme der Abgrenzung 
zwischen dem hoheitlichen Betätigungsraum der öffentlichen  Hand und 
dem Bereich privater Init iat ive und Gestaltungsfreiheit  auf, die aktuelle 
Grundfragen  des öffentlichen  Rechts betreffen.  Als freie Sparkasse 
bildet die Frankfurter  Sparkasse von 1822 nur ein Exempel für die 
Institution der Freien Sparkasse schlechthin. Die Ergebnisse dieser Ab-
handlung sind deshalb, soweit nicht landesrechtliche Besonderheiten 
bestehen, durchweg verallgemeinerungsfähig.  Die Abgrenzung der 
Wirkungsräume zwischen den Freien und den kommunalen Sparkassen 
wiederum kann weithin als exemplarisch für die Abschichtung und 
Trennung privater und hoheitlicher Agenden betrachtet werden. — Zum 
andern w i rd die Disziplin des öffentlichen  Rechts mi t dem Rechtsstatus 
der Freien Sparkassen durch eine Reihe von Prozessen konfrontiert, 
die derzeit vor mehreren Instanzen der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
schweben. Soweit bereits einschlägige Urteile vorliegen, zeigen sie ein 
erhebliches Grundlagendefizit,  das in vielen Fällen unvertretbare 
Fehleinschätzungen verursacht hat. Die vorliegende Darstellung hat 
den Zweck, dieses Grundlagendefizit  zu beheben. 

Bonn, im Juni 1979 Fritz Ossenbühl 
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Sachverhalt 

I . Erste Charakterisierung der Freien Sparkassen 

M a n k a n n er fahrungsgemäß n ich t ohne wei teres davon ausgehen, daß 
die F re ien Sparkassen eine a l lgeme in bekann te Erscheinung darste l len, 
be i der sich eine nähere Vo rs te l l ung e rüb r ig t . E ine r solchen ersten 
flüchtigen Vo rs te l l ung d ien t der erste Abschn i t t . M a n k a n n sie k a u m 
prägnan te r vo l lz iehen, als es die Deutsche Bundesbank i n i h r e m 
Monatsber icht v o m J u l i 1964 getan hat . D o r t he iß t es w i e fo lg t : 

„Die Freien Sparkassen sind die ursprüngliche Form der Sparkassen. Da 
die meisten Sparkassen bereits i m 19. Jahrhundert kommunalisiert wurden, 
hiel ten sich Freie Sparkassen nur i n einigen Bereichen der Bundesrepublik, 
nämlich i n Bremen, Hamburg, Frankfur t  (Main) und Stuttgart sowie i m Land 
Schleswig-Holstein. 

Zu der bemerkenswerten Position der pr ivaten Sparkassen i n Bremen, 
Hamburg, Lübeck und Frankfur t  (Main) mag beigetragen haben, daß die 
Bürgerschaft  i n diesen Städten mehr als andernorts bereit war, aus eigener 
In i t ia t ive gemeinnützige Aufgaben zu übernehmen, deren Lösung i n anderen 
Gemeinwesen von den Gemeindeverwaltungen übernommen wurde. 

Die Freien Sparkassen unterscheiden sich von den kommunalen Spar-
kassen durch die Rechtsform und durch ihre Unabhängigkeit von den Kom-
munen. 

Zum einen sind sie juristische Personen des bürgerlichen Rechts, also nicht 
öffentlich-rechtliche  Körperschaften,  zum anderen besitzen sie keinen kom-
munalen Gewährträger und sind weder verwaltungsmäßig noch organisato-
risch m i t den Kommunen enger verbunden. 

Bei 14 der insgesamt 15 pr ivaten Sparkassen treten sämtliche der genann-
ten Merkmale auf; bei der Württembergischen Landessparkasse handelt es 
sich dagegen um eine Anstal t des öffentlichen  Rechts. 

Die Freien Sparkassen haben — abgesehen von einem kleinen Inst i tut , das 
als Aktiengesellschaft tät ig ist — die Rechtsform einer St i f tung (6 Spar-
kassen) oder eines Vereins des bürgerlichen Rechts (7 Sparkassen). 

Während Rahmen und Bedingungen der Geschäftstätigkeit der öffentlich-
rechtlichen Sparkassen durch die auf Landesebene erlassenen Sparkassen-
gesetze bestimmt sind, gelten diese Spezialgesetze — von Ausnahmen abge-
sehen — für die Freien Sparkassen nicht. Besondere Rechtsvorschriften  i m 
Rahmen von Ländergesetzen bestehen insbesondere nicht für die großen 
pr ivaten Sparkassen i n Hamburg, Bremen und Frankfur t  (Main). I m übrigen 
unterl iegen auch die Freien Sparkassen — außer der nach dem Gesetz für 
das Kreditwesen für alle Bankengruppen obligatorischen Bankenaufsicht — 
einer Staatsaufsicht, der sie sich aufgrund eigener Satzungsbestimmungen 
unterstel l t haben." 
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Im einschlägigen juristischen Fachschrifttum findet man inzwischen 
wohl eine anschwellende Literatur zum kommunalen  Sparkassenwesen. 
Demgegenüber sind die Aussagen zur Rechtsstellung der Freien Spar-
kassen relativ spärlich. Bislang existierte nur eine Monographie neue-
ren Datums. Es ist die Hamburger Dissertation von Günter Ε.  H. Stol-
zenburg  über das Thema „Die rechtliche Sonderstellung der Freien 
Sparkassen im deutschen Sparkassenwesen" aus dem Jahre 1956. 
Neuerdings ist eine zweite Dissertation von Wolfgang  Schmitt-Well-
brock  (Frankfurt)  zu dem Thema „Zur Rechtsstellung der freien Spar-
kassen als freigemeinwirtschaftliche  Unternehmen unter besonderer 
Berücksichtigung der Frage nach der Geltung des Regionalprinzips" 
vorgelegt worden. Sie stammt aus dem Jahre 1978. Die Dissertation von 
Schmitt-Wellbrock  hat den Vorzug, daß sie das Thema sehr stark aus 
der historischen Perspektive entwickelt und mi t dem Gedanken des 
gemeinwirtschaftlichen Unternehmens verbindet. Der Verfasser  kommt 
demzufolge durchweg zu Ergebnissen, die von mir geteilt werden. An-
dererseits bedürfen die Ausführungen von Schmitt-Wellbrock  der Er-
gänzung, wei l der Vergleich zwischen den kommunalen und den Freien 
Sparkassen insbesondere unter staatsorganisatorischen Gesichtspunk-
ten in der Rechtsprechung eine maßgebliche Rolle zu spielen scheint. 

I I . Konfliktfälle  und Fragestellungen 

Die Freien Sparkassen sind in den letzten Jahren in das Blickfeld der 
Gerichte und der Jurisprudenz gerückt, wei l sie bei der Errichtung 
neuer Zweigstellen in Konkurrenz zu den vorhandenen kommunalen 
Sparkassen geraten, die ihnen unter Berufung auf das sog. Regional-
prinzip das Recht zur Errichtung von Zweigstellen im Geschäftsbereich 
anderer kommunaler Sparkassen streitig machen wollen. 

So hat die Hamburger Freie Sparkasse mehrfach versucht, ihr Zweig-
stellennetz über die Hansestadt hinaus auf das Land Schleswig-Hol-
stein auszudehnen, ist dabei aber auf den Widerstand der zuständigen 
Behörden und der Verwaltungsgerichte gestoßen. Freilich muß hier 
schon angemerkt werden, daß die in Sachen der Hamburger Sparkasse 
ergangenen Urteile der Verwaltungsgerichtsbarkeit in Schleswig-Hol-
stein wegen der besonderen Rechtslage in diesem Lande nicht als exem-
plarisch gelten können. 

Weiterhin errichtete die Frankfurter  Sparkasse von 1822 eine 
Zweigstelle in Bad Vilbel, die am 1. September 1977 eröffnet  wurde. 
Gegen diese Zweigstellenerrichtung hat sich im Klagewege die Kreis-
sparkasse Friedberg gewandt, zu deren Geschäftsgebiet Bad Vi lbel 
gehört. 
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Die vorstehenden Konfliktfälle  zeigen deutlich, daß die aktuelle Pro-
blematik der Rechtsstellung der Freien Sparkassen deren Verhältnis zu 
den kommunalen Sparkassen betrifft,  insbesondere die Frage, ob die 
Freien Sparkassen in ihrer Geschäftstätigkeit durch das Regional-
prinzip eingeschränkt sind. 

Der Vorstand der Frankfurter  Sparkasse von 1822 hat mich deshalb 
gebeten, zu folgenden Fragen gutachtlich Stellung zu nehmen: 

1. Ist nach geltendem Recht das Regionalprinzip auf die Frankfurter 
Sparkasse von 1822 anwendbar? 

2. Kann der Gesetzgeber die Frankfurter  Sparkasse von 1822 durch 
Gesetzesänderung den kommunalen Sparkassen gleichstellen, sie 
insbesondere dem Regionalprinzip unterwerfen? 


